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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Dezember 1960 

8 _ 52601 — 4543/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 und des 
Fünften Überleitungsgesetzes 


und Begründung nebst Anlage mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf — wie aus der Anlage 2 ersichtlich — Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Beschlüssen des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 
und des Fünften Überleitungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 

Das Gesetz über den Finanzausgleich unter den 
Landern vom Rechnungsjahr 1958 an (Länderfinanz- 
ausgleichsgesetz 1958) vom 5. März 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 73) in der Fassung des § 36 des Ge- 
setzes zur Einführung von Vorschriften des Lasten- 
ausgleichsrechtes im Saarland vom 30. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 637) wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort „Rech- 
nungsjahr" durch das Wort „Kalenderjahr" er- 
setzt; 

2. in § 5 Abs. 5 werden das Wort „Kalenderjahr" 
durch das Wort „Ausgleichsjahr" und nach dem 
Wort „haben" der Beistrich durch einen Punkt 
ersetzt; die Worte „das in dem Ausgleichsjahr 
endet" fallen weg; 

3. in § 6 Abs. 1 werden die Worte „30. September" 
durch die Worte „30. Juni" ersetzt; 

4. in § 9 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Kalender- 
jahr" durch das Wort „Jahreszeitraum" ersetzt; 
ferner werden die Worte „das dem Ausgleichs- 
jahr vorausgeht" ersetzt durch die Worte „der 
am 30. September des vorausgehenden Jahres 
endet"; 

5. in § 9 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „Kalenderjahr" 
durch das Wort „Jahreszeitraum" ersetzt; ferner 
werden die Worte „das dem Ausgleichs jahr vor- 
ausgeht" ersetzt durch die Worte „der am 
30. Juni des vorausgehenden Jahres endet"; 

6. in § 9 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „30. Sep- 
tember" durch die Worte „30. Juni" ersetzt; 

7. in § 9 Abs. 2 werden die Worte „im voraus- 
gegangenen Kalenderjahr" ersetzt durch die 
Worte „in dem für die vorläufige Bemessung zu- 
grunde gelegten Jahreszeitraum". 

§ 2 

Länderfinanzausgleich für das Ausgleichs] ahr 1960 

Der Finanzausgleich unter den Ländern ist für das 
Ausgleichsjahr 1960 nach dem Gesetz über den 
Finanzausgleich unter den Ländern vom Rechnungs- 
jahr 1958 an vom 5. März 1959 unter Berücksichti- 
gung folgender Änderungen durchzuführen: 


1. In § 4 Abs. 1 und 2, in § 7 Abs. 3 und 4 sowie in 
§ 8 tritt an die Stelle des Ausgleichsjahres der 
Zeitraum vom 1. April bis 31. Dezember I960; 

2. die in § 4 Abs. 3 und 4 bezeichneten Beträge wer- 
den um ein Viertel gekürzt; 

3. in § 5 Abs. 5 tritt an die Stelle des Kalender- 
jahres, das in dem Ausgleichsjahr endet, der Zeit- 
raum vom 1. Januar bis 30. September I960; 

4. in § 6 Abs. 1 tritt an die Stelle des 30. September 
der 30. Juni; 

5. der Zahlungsverkehr nach § 10 wird auf die Zeit 
vom 1. April bis 31. Dezember 1960 beschränkt. 

§ 3 

Änderung des Fünften Überleitungsgesetzes 

§ 6 des Gesetzes zur Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln vom Saarland auf den Bund vom 
30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 335) wird wie 
folgt geändert: 

1. In den Absätzen 1 und 2 werden die Worte 
„31. März 1961" durch die Worte „31. Dezember 
1960" ersetzt; 

2. in Absatz 3 werden die Worte „1. April 1961" 
durch die Worte „1. Januar 1961" ersetzt. 

§ 4 

Ermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Länderfinanzausgleichsgesetzes 
1958 in der vom Rechnungsjahr 1961 an geltenden 
Fassung mit neuem Datum und unter neuer Über- 
schrift bekanntzumachen. 

§ 5 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 6 

Inkrafttreten 

§ 1 dieses Gesetzes tritt am 1. Januar 1961 in 
Kraft; im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

1. Durch das Gesetz zur Anpassung des Rech- 
nungsjahres an das Kalenderjahr vom 29. Dezember 
1959 (BGBl. I S. 832) ist die Umstellung des Rech- 
nungsjahres auf das Kalenderjahr zum 1. Januar 
1961 vorgeschrieben worden. Von dieser Umstellung 
wird das Länderfinanzausgleichsgesetz 1958 berührt, 
weil der Länderfinanzausgleich nach Ausgleichs- 
jahren vollzogen und abgerechnet wird, die sich zeit- 
lich mit den Rechnungsjahren decken, ln § 2 des Ge- 
setzes zur Anpassung des Rechnungsjahres an das 
Kalenderjahr ist zwar allgemein vorgeschrieben, 
daß Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die da- 
von ausgehen, daß das Rechnungsjahr mit dem 
1. April beginnt und mit dem 31. März schließt, nach 
Maßgabe des § 1 dieses Gesetzes, d. h. im Sinne der 
Umstellung auf das Kalenderjahr anzuwenden sind. 
Diese Bestimmung reicht aber für eine zweifelsfreie 
Anwendung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 
1958 auf das Kalenderjahr als Ausgleichs jahr nicht 
aus, weil für die Vorausberechnung und für die Ab- 
rechnung des Länderfinanzausgleichs Zeiträume und 
Stichtage vorgeschrieben sind, die der Umstellung 
des Ausgleichs jahres auf das Kalenderjahr im ein- 
zelnen angepaßt werden müssen. Außerdem ist eine 
Übergangsvorschrift für die Durchführung des Län- 
derfinanzausgleichs für das Ausgleichsjahr 1960 not- 
wendig, weil sich dieser Ausgleich auf die Zeit vom 

1. April bis 31. Dezember 1960 beschränkt. Im übri- 
gen ist noch allgemein zu bemerken, daß die in §§ 1 
und 2 des Entwurfs enthaltenen Änderungen des 
Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 keine mate- 
rielle Änderung des Länderfinanzausgleichs bedeu- 
ten, sondern nur durch die formale Umstellung des 
Ausgleichs] ahres auf das Kalenderjahr bedingt sind. 

2. Der Umstellung des Rechnungsjahres auf das 
Kalenderjahr ist außer dem Länderfinanzausgleichs- 
gesetz 1958 auch eine Vorschrift des Fünften Über- 
leitungsgesetzes anzupassen. Das Gesetz zur Über- 
leitung von Lasten und Deckungsmitteln vom Saar- 
land auf den Bund (Fünftes Überleitungsgesetz) vom 
30. Juni 1959 (BGBL I S. 335) schreibt vor, daß das 
Saarland nach der Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln auf den Bund, die ab 1. Januar 1960 
voll wirksam ist, erst vom Rechnungsjahr 1961 an 
am Finanzausgleich unter den Ländern und vom 
1. April 1961 an am Sonderlastenausgleich nach § 172 
des Bundesentschädigungsgesetzes teilnimmt (§ 9 
bzw. § 6 des Gesetzes). Bei Erlaß des Fünften Über- 
leitungsgesetzes waren beide Terminangaben mit 
dem 1. April 1961 identisch. Entsprechend wurde in 
der Begründung ausgeführt, daß die Einbeziehung 
des Saarlandes in den Sonderlastenausgleich nach 
§ 172 BEG in Übereinstimmung mit der Regelung 
für den allgemeinen Finanzausgleich mit Wirkung 
vom 1. April 1961 vorgesehen ist. Durch die Um- 
stellung des Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr 
wird aber die Teilnahme des Saarlandes am Länder- 


finanzausgleich nach § 9 des Fünften Überleitungs- 
gesetzes zum 1. Januar 1961 als Beginn des Rech- 
nungsjahres 1961 wirksam, während für die Teil- 
nahme des Saarlandes am Sonderlastenausgleich des 
BEG nach § 6 des Fünften Überleitungsgesetzes der 
1. April 1961 als Spezialvorschrift Gültigkeit behält. 
Die Lastenverteilung zwischen dem Bund und der 
Ländergesamtheit nach § 172 BEG wird allerdings 
i ebenso wie der Länderfinanzausgleich von 1961 an 
in der jährlichen Abrechnung auf das Kalenderjahr 
umgestellt. Im Anschluß hieran ist es notwendig, die 
Teilnahme des Saarlandes an dieser Lastenvertei- 
I hing nicht ab 1. April 1961, sondern ab 1. Januar 
1961 vorzusehen, weil sonst eine bundeseinheitliche 
Lastenverteilung nach § 172 BEG in der Abrechnung 
für 1961 nicht durchgeführt werden kann. § 3 des 
Entwurfs eathält die hierzu notwendige Änderung 
des § 6 des Fünften Überleitungsgesetzes. Die damit 
verbundene geringfügige Mehrbelastung des Saar- 
landes in der Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1961 
kann wegen der Notwendigkeit der Terminanglei- 
chung nicht vermieden werden. 

Im einzelnen 

Zu § 1 

Nr, 1 

I Nach der Umstellung des Rechnungsjahres auf das 
' Kalenderjahr sind von 1961 an Rechnungsjahr und 
Kalenderjahr im Zeitraum identisch. Trotzdem ist in 
§ 5 Abs. 1 und 2 LFAG das Wort „Rechnungsjahr" 
i durch das Wort „Kalenderjahr" zu ersetzen, damit 
in der Berechnung des Länderfinanzausgleichs für 
das Ausgleichsjahr 1961 der Ansatz der Realsteuer- 
einnahmen nach den Einnahmen des vollen Kalen- 
derjahres 1960 und nicht nach den Einnahmen des 
auf den 1. April bis 31. Dezember 1960 verkürzten 
Rechnungsjahres 1960 ermittelt wird, ln den Länder- 
finanzausgleich für das Ausgleichsjahr 1961 werden 
; also die Steuereinnahmen der Länder aus dem Aus- 
gleichsjahr (Kalenderjahr) 1961 und die Realsteuer- 
einnahmen der Gemeinden aus dem Kalenderjahr 
1960 mit einem vollen Jahresbetrag einbezogen, 
i Vergleiche hiermit in § 2 des Entwurfs die Über- 
gangsregelung für das Ausgleichs] ahr 1960, nach der 
die Steuereinnahmen der Länder und die Realsteuer- 
einnahmen der Gemeinden nur aus einem Zeitraum 
von 9 Monaten in den Finanzausgleich einbezogen 
werden. 

Nr. 2 

Nach § 5 Abs. 5 LFAG war bisher vorgeschrieben, 
daß die nach dem Vorjahr ermittelten Realsteuer- 
kraftziffern auf die Hälfte der Beträge herabzusetzen 
sind, die den Gemeinden in dem im Rechnungsjahr 
endenden Kalenderjahr zugeflossen sind. Da die Er- 
mittlung der Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
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bis zu 1000 Einwohnern künftig nicht mehr viertel- 
jährlich, sondern nur noch halbjährlich — zum 
30. Juni und 31. Dezember — erfolgt, ist künftig eine 
Herabsetzung der Realsteuerkraftziffern auf die 
Hälfte der Realsteuereinnahmen vorzunehmen, die 
den Gemeinden in dem Kalenderjahr zugeflossen 
sind, das sich mit dem Ausgleichsjahr deckt. 

Nr. 3 

Entsprechend der Umstellung des Rechnungsjahres ' 
auf das Kalenderjahr ist der Stichtag des 30. Sep- : 
tember, der bisher in der Mitte des Rechnungsjahres 
lag, durch den Stichtag des 30. Juni zu ersetzen, der 
in der Mitte des Kalenderjahres liegt. 

Nr. 4 und 5 ■ 

ln § 9 Abs. 1 LFAG war bisher vorgeschrieben, daß ' 
die Vorauszahlungen auf den Länderfinanzausgleich | 
nach den Steuereinnahmen zu bemessen sind, die j 
den Ländern und den Gemeinden in dem dem Rech- ' 
nungsjahr vorausgehenden Kalenderjahr zügellos- | 
sen sind. Demgemäß waren die Vorauszahlungen im 
Ausgleichsjahr 1959 (1. April 1959 bis 31. März 1960) 
nach den Steuereinnahmen im Kalenderjahr 1958 i 
(1. Januar bis 31. Dezember 1958) zu bemessen. Die j 
Zwischenzeit von 3 Monaten (1. Januar bis 31. März) ' 
diente dazu, vor Beginn des Ausgleichsjahres die i 
Höhe der Vorauszahlungen zu ermitteln und den 
Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 
durch Rechtsverordnung gemäß § 10 Abs. 2 LFAG 
festziilegen. Nach Umstellung des Rechnungsjahres i 
auf das Kalenderjahr ist es bei der Bemessung der 
Vorauszahlungen künftig notwendig, daß die Steuer- ' 
einnahmen der Länder aus dem Jahreszeitraum zu- ^ 
gründe gelegt werden, der am 30. September des dem 
Ausgleichs jahr vorausgehenden Jahres endet. Bei 
den Realsteuereinnahmen der Gemeinden ist nicht 
der gleiche, sondern der am 30. Juni endende Jah- 
reszeitraum zugrunde zu legen, weil die Realsteuer- 
einnahmen der Gemeinden bis zu 1000 Einwohnern 
nur noch zum 30. Juni und 31. Dezember statistisch 
gemeldet werden. Der Unterschied in den Zeit- 
räumen hat für das materielle Ergebnis des Länder- 
finanzausgleichs keine Bedeutung, weil es sich hier 
um die Bemessung von Vorauszahlungen handelt. 

Nr. 6 

Die Änderung des Stichtages entspricht der unter § 1 
Nr. 3 angeführten und begründeten Änderung. 

Nr. 7 

Die Änderung entspricht der unter § 1 Nr. 4 ange- 
führten und begründeten Änderung. 

Zu § 2 

I 

Nr. 1 bis 4 ■ 

I 

Die Beschränkung des Rechnungsjahres und des 
Äusgleichsjahres 1960 auf den Zeitraum vom 1. April 


bis 31. Dezember 1960 macht es notwendig, daß in 
der Abrechnung des Länderfinanzausgleichs 1960 an 
die Stelle des Ausgleichsjahres (1. April 1960 bis 
31. März 1961) der Zeitraum vom 1. April bis 31. De- 
zember 1960 und an die Stelle des im Ausgleichsjahr 
endenden Kalenderjahres der Zeitraum vom 1. Ja- 
nuar bis 30. September 1960 tritt (vgl. § 2 Nr. 1 
und 3); die normal vorgeschriebenen Zeiträume wer- 
den also um das letzte Viertel gekürzt. In der Ab- 
rechnung des Länderfinanzausgleichs 1960 ist es 
ferner notwendig, daß die pauschal bemessenen 
Sonderbelastungen einzelner Länder entsprechend 
der Kürzung des Ausgleichsjahres um ein Viertel 
gekürzt werden (vgl. § 2 Nr. 2). Hinsichtlich des 
Stichtages zur Wertung der Einwohnerzahl nach § 6 
LFAG ist zu entscheiden, ob für den Zeitraum des 
1. April bis 31. Dezember 1960 der 30. September 
oder der 30. Juni vorgeschrieben wird (vgl. § 2 
Nr. 4); es wird der 30. Juni vorgeschlagen, weil das 
Statistische Bundesamt die nach Größenklassen ge- 
gliederte Einwohnerzahl zu diesem Stichtag bereits 
allgemein feststellt und die zu diesem Stichtag er- 
mittelte Einwohnerzahl auch der Bemessung der 
Vorauszahlungen im Finanzausgleich 1961 zugrunde 
zu legen ist. 

Nr. 5 

Die Vorauszahlungen auf den Länderfinanzausgleich 
1960 und der damit verbundene Zahlungsverkehr 
sind bereits durch Rechtsverordnung vom 28. März 
1960 (BGBl. I S. 210) nach § 10 LFAG festgelegt wor- 
den. Mit Rücksicht auf die Verkürzung des Aus- 
gleichsjahres 1960 auf den Zeitraum vom 1. April 
bis 31. Dezember 1960 (vgl. § 2 Nr. 1) ist der Zah- 
lungsverkehr nach § 10 auf die Zeit bis zum 31. De- 
zember 1960 zu beschränken. 

Zu § 3 

Die Änderung' des § 6 des Fünften Überleitungs- 
gesetzes ist im Ällgemeinen Teil unter Ziffer 2 be- 
reits eingehend begründet. Die Teilnahme des Saar- 
landes an dem Sonderlastenausgleich nach § 172 BEG 
ab 1. Januar 1961 (vgl. § 3 Nr. 2) bedingt, daß die 
Anwendung des § 172 BEG im Saarland gemäß § 3 
Nr. 10 des saarländischen Gesetzes zur Einführung 
des BEG vom 6. Februar 1959 und die Erstattung der 
Hälfte der Entschädigungsaufwendungen des Saar- 
landes durch den Bund auf die Zeit bis zum 31. De- 
zember 1960 begrenzt werden (vgl. § 3 Nr. 1). 

Zu § 4 

Die Neufassung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 
soll die Anwendung der in § 1 vorgesehenen Rechts- 
änderungen erleichtern. 

Zu § 5 

§ 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Anlage 
zur Begründung 


Bekanntmachung der Neufassung 
des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 

Vom 1960 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes zur Änderung des Länderfinanz- 
ausgleichsgesetzes 1958 und des Fünften Überleitungsgesetzes vom 

1960 (Bundesgesetzbl. IS....) wird nachstehend der 

Wortlaut des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 in der Fassung des 
Gesetzes zur Einführung von Vorschriften des Lastenausgleichsrechts 
im Saarland vom 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637) und des 
Gesetzes zur Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 und 
des Fünften Überleitungsgesetzes vom 1960 (Bundes- 

gesetzbl. I S. . . .) in der vom Rechnungsjahr 1961 an geltenden 
Fassung bekanntgemacht. 

Bonn, den 1960 

Der Bundesminister der Finanzen 


Gesetz über den Finanzausgleich 

unter den Ländern vom Rechnungsjahr 1961 an 
(Länderfinanzausgleichsgesetz 1961) 

in der Fassung vom 1960 

§ 1 

Ausgleichsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausgleichs unter den 
Ländern werden aus Beiträgen der ausgleichspflich- 
tigen Länder (Ausgleichsbeiträge) Zuschüsse an die 
ausgleichsberechtigten Länder (Äusgleichszuweisun- 
gen) geleistet. 

§ 2 * 

Ausgleichspflichtige und ausgleichsberechtigte 
Länder 

(1) Äusgleichspflichtig sind die Länder, deren 
Steuerkraftmeßzahl in dem Rechnungsjahr, für das 
der Ausgleich durchgeführt wird (Ausgleichsjahr), 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, deren 
Steuerkraftmeßzahl im Ausgleichs jahr 95 vom Hun- 
dert ihrer Ausgleichsmeßzahl nicht erreicht. 

§ 3 

SteuerkraftmeßzahL Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Steuerkraftmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der Steuereinnahmen des Landes nach § 4 
und der Realsteuereinnahmen seiner Gemeinden 
nach § 5. 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der beiden Meßzahlen, die zum Ausgleich 
der Steuereinnahmen der Länder (§ 4) und zum 
Ausgleich der Realsteuereinnahmen der Gemeinden 


(§ 5) getrennt festgestellt werden. Die Meßzahlen 
ergeben sich aus den auszugleichenden Steuerein- 
I nahmen je Einwohner im Bundesdurchschnitt, ver- 
; vielfacht mit der Einwohnerzahl des Landes; hierbei 
; sind die nach § 6 gewerteten Einwohnerzahlen zu- 
grunde zu legen. 

§ 4 

Steuereinnahmen der Länder 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gelten die 
ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen Einnahmen 
aus seinem Anteil an der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer, aus der Vermögensteuer, der 
Erbschaftsteuer, der Biersteuer und aus den Ver- 
kehrsteuern mit Ausnahme der Totalisatorsteuer, 
der Spielbankabgabe und der Steuern mit örtlich 
bedingtem Wirkungskreis. 

(2) Von den Einnahmen eines Landes aus der 
Vermögensteuer werden die Beträge abgesetzt, die 
das Land als Zuschuß nach § 6 Abs. 1 bis 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung des Achten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgeset- 
zes vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 809) für 
das Ausgleichsjahr an den Ausgleichsfonds zu 
leisten hat. Von den Einnahmen des Saarlandes aus 
der Vermögensteuer werden die Beträge abgesetzt, 
die das Saarland als Zuschuß nach § 3 Abs. 1 und 2 
des Gesetzes zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637) für das Ausgleichs- 
jahr an den Ausgleichsfonds zu leisten hat; die Ab- 
setzung wird jedoch auf den Hundertsatz von den 
Vermögensteuereinnahmen des Saarlandes be- 
schränkt, um den die Vermögensteuereinnahmen 
der anderen Länder nach Satz 1 gekürzt werden. 

(3) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, die 
den Ländern Bremen, Hamburg und Niedersachsen 
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aus der Unterhaltung und Erneuerung der Seehäfen 
Bremen, Bremerhaven, Hamburg und Emden er- 
wachsen, werden von den Steuereinnahmen 

des Landes Bremen -25 000 000 DM, 

des Landes Hamburg 55 000 000 DM, 

des Landes Niedersachsen 6 000 000 DM 

abgesetzt. Wenn sich die Sonderbelastungen aus 
der Unterhaltung und Erneuerung der Seehäfen er- 
heblich ändern, können die Abgeltungsbeträge die- 
ser Änderung durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, angepaßt werden. 

(4) Zur Abgeltung der übermäßigen Belastungen 
des Landes Schleswig-Holstein werden von den 
Steuereinnahmen dieses Landes 

im Ausgleichsjahr 1961 35 000 000 DM, 

vom Ausgleichsjahr 1962 an 30 000 000 DM 


(3) Für die Errechnung der Steuerkraftzahlen 
eines Landes ist die Summe der Grundbeträge maß- 
gebend, die das Statistische Bundesamt nach dem 
Ergebnis der Gemeindefinanzstatistik festgestellt 
hat. Bei der Grundsteuer von den Grundstücken gilt 
für alle Gemeinden einer Gemeindegruppe einheit- 
lich der im Durchschnitt auf eine Gemeinde der 
Gruppe entfallende Grundbetrag; maßgebend sind 
die folgenden Gemeindegruppen: 


Gemeinden 

Gemeinden 

Gemeinden 

Gemeinden 

Gemeinden 

Gemeinden 

Gemeinden 

Gemeinden 


über 

2 000 

über 

3 000 

über 

5 000 

über 

10 000 

über 

20 000 

über 

50 000 

über 



bis 

2 

000 

bis 

3 

000 

bis 

5 

000 

bis 

10 

000 

bis 

20 

000 

bis 

50 

000 

bis 

100 

000 


100 

000 


Einwohner, 

Einwohner, 

Einwohner, 

Einwohner, 

Einwohner, 

Einwohner, 

Einwohner, 

Einwohner. 


abgesetzt. 

§ 5 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
eines Landes gelten die nach Absatz 5 herabgesetz- 
ten Steuerkraftzahlen der Grundsteuer und der Ge- 
werbesteuer vom Ertrag und Kapital, die für das 
Kalenderjahr ermittelt sind, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von 
den land- und forstwirtschaftlichen Be- 
trieben 

mit 160 vom Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer 
von den Grundstücken 

die ersten 12 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 160 vom Hundert, 

die weiteren 48 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 180 vom Hundert, 

die weiteren 90 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 200 vom Hundert, 

die weiteren 100 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 225 vom Hundert, 

die 250 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde 

mit 250 vom Hundert, 

3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital 

mit 250 vom Hundert. 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem Ka- 
lenderjahr, das dem Ausgleichsjahr vorausgeht, 
geteilt durch die in diesem Kalenderjahr in Geltung 
gewesenen Hebesätze. 


(4) Durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
der Finanzen, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, können 

1. bei der Errechnung der Steuerkraftzahlen 
Ungleichheiten ausgeglichen werden, die 
sich aus einer verschiedenen Einheits- 
bewertung des Grundbesitzes im Bundes- 
gebiet ergeben; 

2. die in Absatz 2 genannten Hundertsätze 
geändert werden, soweit die Entwicklung 
der durchschnittlichen Realsteuerhebe- 
sätze eine Anpassung der Hundertsätze 
erforderlich macht. 

(5) Die nach Absatz 1 bis 4 errechneten Steuer- 
kraftzahlen der Grundsteuer von den land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, der Grundsteuer von 
den Grundstücken und der Gewerbesteuer vom Er- 
trag und Kapital werden je für sich nach einem für 
alle Länder einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte 
des Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden aus 
der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben, aus der Grundsteuer von den 
Grundstücken und aus der Gewerbesteuer ein- 
schließlich der Lohnsummensteuer in dem Aus- 
gleichsjahr eingenommen haben. 

§ 6 

Einwohnerzahl 

(1) Der Ausgleichsmeßzahl eines Landes wird die 
Einwohnerzahl (Wohnbevölkerung) zugrunde gelegt, 
die das Statistische Bundesamt am 30. Juni des Aus- 
gleichsjahres festgestellt hat. 

(2) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus- 
gleich der Steuereinnahmen der Länder werden die 
Einwohnerzahl des Landes Bremen mit 125 vom 
Hundert, die Einwohnerzahl des Landes Hamburg 
mit 135 vom Hundert und die Einwohnerzahlen der 
übrigen Länder mit 100 vom Hundert gewertet. 

(3) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus- 
gleich der Realsteuereinnahmen werden die Ein- 
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wohnerzahlen der Gemeinden eines Landes mit fol- 
genden Ansätzen je Einwohner gewertet:, 

die ersten 5 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 100 vom Hundert, 

die weiteren 15 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 110 vom Hundert, 

die weiteren 30 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 115 vom Hundert, 

die weiteren 400 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 120 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 125 vom Hundert, 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde 

mit 130 vom Hundert. 

Für die Länder Bremen und Hamburg werden wei- 
tere 10 vom Hundert ihrer Einwohnerzahl hinzu- 
gerechnet. 

§ 7 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Aiisgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichs- 
berechtigten Länder werden mit gestaffelten Hun- 
dertsätzen von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Stcuerkraftmeßzahl hinter 95 vom Hundert ihrer 
Ausgleichsmeßzahl zurückbleibt. Hierbei werden als 
Ausgleichszuweisungen festgesetzt 

a) der Betrag, der an 85 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 100 vom 
Hundert; 

b) von dem Betrag, der von 85 bis 95 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, 
60 vom Hundert. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflich- 
tigen Länder werden mit einem einheitlichen Hun- 
dertsatz von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Steuerkraftmeßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt, hierbei wird die Steuerkraft, die zwischen 
100 und HO vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl 
liegt, mit drei Vierteln und die HO vom Hundert 
der Ausgleichszahl übersteigende Steuerkraft voll 
angesetzt. Der Hundertsatz von den ausgleichs- 
pflichtigen Beträgen wird so bemessen, daß die 
Summe der Ausgleichsbeiträge mit der Summe der 
Ausgleichszuweisungen übereinstimmt. 

(3) Die Ausgleichsbeiträge der Hansestädte wer- 
den um den Betrag herabgesetzt, um den ihre 
Steuerkraftmeßzahl nach Abzug ihres Ausgleichs- 
beitrages (Absatz 2) kleiner ist als der nach Absatz 4 
zu errechnende Vergleichsbetrag. Bei der Ermittlung 
der Steuerkraftmeßzahl werden die Landessteuer- 
einnahmen nach § 4 Abs. 1 und 2, die ungekürzten 
Realsteuereinnahmen nach § 5 Abs. 1 bis 4 im Aus- 
gleichsjahr und die Beträge zur Abgeltung der Son- 
derbelastungen nach § 4 Abs. 3 angesetzt. 

(4) Der Vergleichsbetrag ist die Summe der auf 
den Einwohner entfallenden, um die Ausgleichsbei- 
träge (Absatz 2) verminderten Steuereinnahmen 
(§ 4) der Länder Baden-Württemberg und Nord- 
rhein-Westfalen und der auf den Einwohner ent- 


fallenden ungekürzten Realsteuereinnahmen (§ 5 
Abs. 1 bis 4) der Städte Stuttgart und Köln im Aus- 
gleichsjahr, vervielfacht mit der Einwohnerzahl der 
Hansestadt. § 6 Abs, 1 gilt entsprechend. 

(5) Der nach Absatz 3 ausfallende Betrag wird 
von den ausrjleichspflichtigen Landern, auf die Ab- 
satz 3 keine Anwendung findet, nach Maßgabe des 
Absatzes 2 zusätzlich aufgebracht. 

§ 8 

Feststellung der Ausgleichszuweisungen 
und der Au^gleichsbeiträge 

Der Bundesminister der Finanzen stellt nach Ab- 
lauf des Amsgleichsjahres die endgültige Höhe der 
Ausgleichszuweisungen und der Ausgleichsbeiträge 
durch Rechtsverordnung fest, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. 

§ 9 

Vollzug des Finanzausgleichs 
während des Ausgleichs] ahres 

(1) Der Finanzausgleich wird während des Aus- 
gleichsjahres auf Grund vorläufiger Bemessungs- 
grundlagen vollzogen. Die vorläufigen Ausgleichs- 
zuweisungen und die vorläufigen Ausgleichsbei- 
träge werden nach den §§ 1 bis 7 ermittelt; jedoch 
werden zugrunde gelegt 

1. die Steuereinnahmen der Länder (§ 4) in 
dem Jahreszeitraum, der am 30. Septem- 
ber des vorausgehenden Jahres endet; 

2. die Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) nach den Steuergrundbeträgen, die 
das Statistische Bundesamt zuletzt fest- 
gestellt hat; die nach diesen Steuergrund- 
beträgen ermittelten Steuerkraftzahlen 
werden nach § 5 Abs. 5 auf die Hälfte der 
Beträge herabgesetzt, die die, Gemeinden 
aus den Realsteuern in dem Jahreszeit- 
raum eingenommen haben, der am 30. Juni 
des vorausgehenden Jahres endet; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 6), die das Stati- 
stische Bundesamt am 30. Juni des Jahres 
fesLgestellt hat, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht. 

(2) Ergibt sich im Laufe des Ausgleichsjahres, 
daß die Steuereinnahmen oder die Einwohnerzahlen 
der Länder im Verhältnis zueinander eine wesent- 
lich andere Entwicklung nehmen als in dem für die 
vorläufige Bemessung zugrunde gelegten Jahres- 
zeitraum, kann die vorläufige Bemessung der Aus- 
qleichsleistungen dieser Entwicklung angepaßt wer- 
den (§ 10 Abs. 2). 

§ 10 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 

(1) Der Zahlungsverkehr wird während des Aus- 
gleichsjahres in der Weise abgewickelt, daß die 
Ablieferung des Bundesanteils an der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer (§ 5 Abs. 1 des 
Vierten Überleitungsgesetzes vom 27. April 1955 — 
Bundesgesetzbl. I S. 189) um die vorläufigen Aus- 
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gleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen Länder er- 
höht und um die vorläufigen Ausgleichszuweisun- 
gen der ausgleichsberechtigten Länder ermäßigt 
wird. Soweit durch diese Ermäßigung der Anspruch 
eines ausgleichsberechtigten Landes nicht voll ge- 
deckt wird, überweist der Bundesminister der Finan- 
zen diesem Land den nicht gedeckten Teil der vor- 
läufigen Ausgleichszuweisungen in monatlichen 
Teilbeträgen. 

(2) Das Nähere bestimmt der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. 

§ 11 

Endgültige Abrechnung 

Unterschiede zwischen den vorläufigen und den 
endgültigen Ausgleichsbeiträgen und Ausgleächszu- 
weisungen werden durch Überweisungen ausge- 
glichen, die mit dem Inkrafttreten der in § 8 vor- 
gesehenen Rechtsverordnung fällig werden. Der 
Bundesminister der Finanzen trifft die für den Über- 
weisungsverkehr erforderlichen Anordnungen, 

§ 12 

Berlin 

(1) Das Land Berlin nimmt bis auf weiteres am 
Finanzausgleich unter den Ländern nicht teil. 


(2) Solange das Land Berlin am Finanzausgleich 
unter den Ländern nicht teilnimmt, erhält es einen 
Zuschuß aus Bundesmitteln nach § 16 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in der Fassung des Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
11. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 420). 

§ 13 

Auskiinftspflicht 

Die zuständigen Landesbehörden sind verpflich- 
tet, dem Bundesminister der Finanzen die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von der 
obersten Rechnungsprüfungsbehörde des Landes be- 
stätigen zu lassen. 

§ 14 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
j und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
! zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 15 

Geltung im Saarland 

(überholt) 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. In § 1 ist folgende neue Nr. 1 einzufügen: 

,1. In § 4 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Von den Einnahmen des Saarlandes aus der 
Vermögensteuer wird der Hundertsatz abge- 
setzt, um den die Vermögensteuereinnahmen 
der anderen Länder nach Satz 1 gekürzt wer- 
den.'" 

Nr. 1 bis 7 werden Nr. 2 bis 8. 

Begründung 

Nach § 31 LA-EG-Saar gehen die Ansprüche des 
Saarlandes aus Wiederaufbaudarlehen in Höhe 
von rd. 215 Mio DM an den Ausgleichsfonds 
über, deren jährliche Rückflüsse nach § 3 LA-EG- 
Saar einen Teilbetrag der Leistungen darstellen, 
die das Saarland aus eigenen Mitteln zur Finan- 
zierung der Ausgleichsleistungen im Saarland 
aufzubringen hat. Die beantragte Änderung stellt 
sicher, daß dem Saarland bei seiner Einbeziehung 
in den horizontalen Finanzausgleich diese Eigen- 
leistungen in der Höhe angerechnet werden, wie 
sie für die vergleichbaren Leistungen der übrigen 
Bundesländer an den Ausgleichsfonds durch Ab- 
setzung von dem Aufkommen an der Vermögen- 
steuer Berücksichtigung finden. 

2. Hinter § 2 ist nachstehender neuer § 3 einzu- 
fügen; 

«§ 3 

Länderfinanzausgleich 
für das Ausgleichsjahr 1961 

Der Bund erstattet den Ländern die Beträge, 
die die Länder durch die Einbeziehung des Saar- 
landes in den Länderfinanzausgleich in der Zeit 
vom 1. Januar bis 31, März 1961 mehr leisten 
oder weniger empfangen." 

§§ 3 bis 6 werden §§ 4 bis 7. 

Begründung 

Nach dem Fünften Überleitungsgesetz erhält das 
Saarland bis zum Ende des Rechnungsjahres 1960 
eine Finanzhilfe des Bundes und vom Rechnungs- 
jahr 1961 an Ausgleichszuweisungen aus dem 
Länderfinanzausgleich. Beim Erlaß des Fünften 
Uberleitungsgesetzes galten diese Bestimmungen 
bis zum 31. März 1961 bzw. ab 1. April 1961. 
Durch die Umstellung des Rechnungsjahres auf 
das Kalenderjahr werden aber für das Saarland 
der Wegfall der Bundesfinanzhilfe und die Ein- 
beziehung des Saarlandes in den Länderfinanz- 
ausgleich mit dem 1. Januar 1961 wirksam. Die 
erforderliche Umstellung des Rechnungsjahres 
auf das Kalenderjahr sollte keine materielle 
Änderung in der Lastenverteilung zwischen Bund 
und Ländern bewirken. Um die Belastung der 
Länder aus der Vorverlegung der Einbeziehung 
des Saarlandes vom 1. April 1961 auf den 1, Ja- 
nuar 1961 auszugleichen, ist die Festlegung einer 
Erstattungspflicht des Bundes notwendig. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Beschlüssen des Bundesrates 


1. Gegen die Einfügung der neuen Nummer 1 in I 

§ 1 bestehen keine Bedenken. ' 

2. Die Einfügung des § 3 als Sondervorschrift des : 

Länderfinanzausgleichs für das Ausgleichsjahr 1961 I 
wird aus verfassungsrechtlichen und finanzpoliti- ! 
sehen Gründen abgelehnt. ! 

Die vorgesehene Erstattung der Mehraufwendungen ' 
bzw. Mindereinnahmen, die den Ländern durch die I 
frühere Einbeziehung des Saarlandes in den Länder- | 
finanzausgleich infolge der Umstellung des Rech- 
nungsjahres erwachsen, ist mit Artikel 107 Abs. 2 | 
GG nicht vereinbar. In Artikel 107 Abs. 2 GG ist j 
die Möglichkeit einer unmittelbaren finanziellen ! 
Beteiligung des Bundes am Länderfinanzausgleich ; 
erschöpfend geregelt und damit begrenzt. Der Bund ■ 
kann danach nur neben den Finanzzuweisungen der 
Länder ergänzende Zuweisungen an finanzschwache i 
Länder leisten. Die vorgesehenen Erstattungen sind ; 
dagegen an alle, auch an die finanzstarken Länder i 
zu leisten und sind keine Ergänzungszuweisungen 
im Sinne von Artikel 107 Abs. 2 GG. ' 

Es wäre auch nicht möglich, dem Anliegen des 
Bundesrates dadurch Rechnung zu tragen, daß der 
Zeitpunkt für die Einbeziehung des Saarlandes in | 
den Länderfinanzausgleich bis zum 1. April 1961 ’ 
verschoben wird. Artikel 107 Abs. 2 GG zwingt zur | 
Einbeziehung des Saarlandes in den Länderfinanz- 
ausgleich, sobald diese nach der Eingliederung des 
Saarlandes in das Finanzsystem des Bundes (d. h. 
nach dem 1. Januar 1960) möglich ist. Diese Vor- 
aussetzung ist nach Ablauf des ersten Rechnungs- 
jahres nach dem 1. Januar 1960 erfüllt. Dement- 
sprechend sieht § 9 Abs. 4 des Fünften Überlei- 
tungsgesetzes vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 335) vor, daß das Länderfinanzausgleichsgesetz 
1958 erstmals für das Rechnungsjahr 1961 auf das 
Saarland anzuwenden ist. Durch die Umstellung des 
Rechnungsjahres hat sich der Zeitpunkt, zu dem die 
Einbeziehung des Saarlandes in den Länderfinanz- 
ausgleich frühestens möglich war, auf den 1. Januar 
1961 verschoben. Im Hinblick auf die zwingende ' 
Vorschrift von Artikel 107 Abs. 2 GG war es des- : 


halb unumgänglich, bei der Umstellung des Rech- 
nungsjahres auch den Zeitpunkt für die Einführung 
des Länderfinanzausgleichs im Saarland auf den 
1. Januar. 1961 vorzuverlegen. Dies ist durch § 2 des 
Gesetzes zur Anpassung des Rechnungsjahres an 
das Kalenderjahr geschehen. Die gesetzlich gere- 
gelte Vorverlegung kann nicht durch ein zu Arti- 
kel 107 Abs. 2 GG im Widerspruch stehendes Ge- 
setz wieder rückgängig gemacht werden. 

Demgegenüber muß auch der vom Bundesrat her- 
vorgehobene Grundsatz, daß die Umstellung des 
Rechnungsjahres auf das Kalenderjahr keine mate- 
rielle Änderung in der Lastenverteilung zwischen 
Bund und Ländern bewirken sollte, zurücktreten. 
Aus zwingenden verfassungsrechtlichen Gründen 
muß es bei der Einbeziehung des Saarlandes in den 
Länderfinanzausgleich ab 1. Januar 1961 verbleiben 
und eine Erstattung der Mehrbeträge abgelehnt 
werden. 

Auch unter finanzwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
erscheint die Leistung von Finanzausgleichsbeiträ- 
gen an das Saarland ab 1. Januar 1961 geboten. Die 
allgemeine Entwicklung der Länderfinanzen recht- 
fertigt es, daß die Länder die ihnen nach dem 
Grundgesetz obliegenden Verpflichtungen gegen- 
über dem Saarland schon zu einem früheren Zeit- 
punkt erfüllen und insoweit den Bund von Lasten 
befreien, die ihrer Natur nach Länderlasten sind. 
Dies muß um so mehr gelten, als von der in § 10 
Nr. 4 des Gesetzes über die Eingliederung des Saar- 
landes vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) ausdrücklich vorgesehenen Möglichkeit, 
daß die Länder dem Saarland schon während der 
Übergangszeit Finanzhilfen gewähren, kein Ge- 
brauch gemacht worden ist. 

Schließlich sprechen für den 1. Januar 1961 als Zeit- 
punkt der Eingliederung des Saarlandes in den Län- 
derfinanzausgleich auch verwaltungsmäßige Gründe. 
Da der Länderfinanzausgleich auf das Rechnungs- 
jahr abgestellt ist, kann die Eingliederung ohne 
Änderungen des Systems nur jeweils zu Beginn 
eines Rechnungsjahres vorgenommen werden. 
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